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Eröffnung 10% Uhr. Die Tribünen find ſtark beſetzt. Am Miniſtertiſch: 
r 11 85 v. d. Heydt, Graf Itzenplitz, v. Selchow, Graf zu 

ulenburg. 

Vor der T.⸗Ordnung überreicht der Finanzminiſter v. d. Heydt in feinem 
Namen und dem des Miniſterpräſidenten einen Geſetzentwurf, betreffend eine 
Entſchädigung an den Großherzog von Oldenburg im Betrage von 1 Million 
Thaler auf Grund eines Vertrages vom 27. September. — Er wird einer 
beſonderen Commiſſion überwieſen. 25 

Es erhält darauf das Wort der Handelsminiſter Graf Itzenplitz: Ich 
erlaube mir dem Hauſe einen Handels⸗ und Schifffahrts⸗Vertrag vorzulegen. 
An der Donau beſteht bekanntlich ſchon ſeit längerer Zeit eine internationale 
Commiſſion, an der Abgeordnete aller Großmächte betheiligt ſind, um die 
Donauſchifffahrts⸗Angslegenheiten zu ordnen. Dieſe Commiſſion, die ſowohl 
in techniſcher Beziehung für die Schifffahrt, wie auch für die Ermäßigung der 
Abgaben und ſonſt ſegensreich gewirkt hat, hat nun ihre Grundſätze in einem 
acte publique feſtgeſetzt, welcher theilweiſe die Natur eines Handels⸗ und 
Schifffabrts⸗Vertrages hat. Ich lege ihn in franzbſiſcher und deutſcher Sprache 
dem hohen Haufe vor und bute, ihn der Commiſſion für Handel und Ges 
werbe zu überweiſen. — Das Haus tritt dieſem Vorſchlage bei. 

Der erſte Gegenſtand der Tagesordnung ift der Bericht der befonderen 
Commiſſion über den Geſetzentwurf, betreffend die Verleihung von Dota⸗ 
tionen an preußiſche Heerfübrer. Bekanntlich hatte die Regierung urſprünglich 
1% Mill. Thlr. aus den Kriegsentſchädigungen verlangt, deren Verwendung 
königlicher Beſtimmung vorbehalten ſein ſollte. Die Namen der zu dotirenden 
Heerführer entſchloß je ich erſt ſpäter der Commiffton vertraulich zu nennen, 
und die Genannten (v. Roon, d. Moltke, Herwarth v. Bittenfeld, v. Steinmetz 
und Vogel v. Falkenſtein) fanden nicht nur den Beifall der Commiſſſon, ſon⸗ 
dern dieſelbe fügte ihnen aus eigener Initiative den Namen des Miniſter⸗ 
präfidenten binzu. Die Regierung gab in Folge deſſen ihren Widerſpruch 
gegen die Aufnahme der Namen in, den Geſetzentwurf auf und folgerecht 
mußte der Ausdruck „Verwendung“ durch „Vertheilung“ erſetzt werden. 
Geſtern wurde nun das Amendement des Abg. v. Hoverbeck bekannt, der 
die Namen der beiden Minifter aus dem Commiſſionsentwurfe ausſchließt 
und die Vermuthung hervorrief, daß über die Sache heute in geheimer Sitzung 
verhandelt werden möchte. Dieſe Vermuthung traf jedoch nicht zu, da die 
Abneigung gegen eine geheime Verhandlung in allen Theilen des Hauſes 
ebenſo ſtark war wie der Wille, fie möglichſt abzukürzen. 

Berichterſtatter Abg. Dr. Stavenhagen: Durch den Antrag Ihrer Com⸗ 
miſſion, den ich Ihnen hiermit empfehle, werden Sie aufgefordert, einen hiſto⸗ 
riſchen Act zu vollziehen, der in unmittelbarem Zuſammenhange ſteht mit dem 

röͤßeren hiſtoriſchen Acte, den unſer tapferes Heer auf feiner Siegeslaufbahn, 
Bier an der Donau, dort am Main, vollzogen hat. Sie werden aufgefordert 
durch den Antrag der Commiſſion, der Armee eine Ehrenbezeigung zu er⸗ 
weiſen durch die thatſachliche Anerkennung ihrer berborengendtten Führer. 
Wenn die beiden königlichen Prinzen, die durch ihre hervorragenden Verdienſte 
u den glänzenden Erfolgen hauptſächlich mit beigetragen haben, Se. königl. 

oheit der Kronpri cz und Se. lönigl. Hoheit der Prinz Friedrich Carl, 
nicht mit genannt find, fo bedarf dies wohl keiner Erläuterung, und eben fo 
wenig bedürfen die Motive einer näheren Erläuterung, welche die Commiſſion 
beſtimmt haben, den Namen des Grafen Bismarck mit in das Geſetz aufs 
zunehmen. Ich hatte die Hoffnung, daß dieſe Vorlage möͤglichſt einmüthig in 
dieſem Hauſe angenommen werden würde; ich glaubte um ſo mehr Grund zu 
dieſer Hoffnung zu haben durch die Faſſung des Geſetzentwurfs, indem darin 
nur die im letzten Kriege erworbenen Verdienſte betont werden und jeder 
Muackblick auf die frühere Zeit ausgeſchloſſen wird. Zu meinem Bedauern bin 
ich in dieſer Hoffnung getäuſcht worden durch das Amendement des Abg. 
v. Hoverbeck. Nur noch einen Wunſch, m. H., erlauben fie mir ſchließlich 
auszuſprechen. Als unſere Armee durch ihre Großthaten jenen hiſtoriſchen 
Act vollzog, war jedes preußiſche Herz von Stolz und Freude erfüllt; möge 
nun auch, das wünſche ich u der Act, den wir jetzt zu vollziehen im 
Begriffe ſtehen, eben ſo ſehr zur Ehre und zur Freude unſeres Vaterlandes 
gereichen. (Beifall rechts.) ; a 

Der Abg. Michelis (Allenſtein) hat den Antrar eingebracht, die ur⸗ 
ſprüngliche Faſſung der Regierungsvorlage wiederherzuſtellen. 

Der Präſident bezeichnet dieſen Antrag dadurch für erledigt, als die 
Regierung ihre Vorlage nicht förmlich zurückgezogen hat und fie ſelbſtver⸗ 
ſtändlich zur Abſtimmung gebracht werden müßte, falls das Amendement und 
der Commiſſions⸗Antrag verworfen würden. 

Abg. v. Hoverbeck (vom Platz; gegen den Commiſſions⸗Antrag): Es 
bat mich mit Ueberraſchung erfüllt, daß ein Antrag auf Wiederherſtellung der 
Regierungsvorlage geſtellt iſt, um ſo mehr, als die Regierung durch ihr Ein⸗ 
pertändniß mit den Commiſſionsbeſchlüſſen gewiſſermaßen ihre urſprüngliche 
8 aufgegeben hat. Ich habe im Allgemeinen keine große Neigung für 
dieſe Art von Belohnungen, die man mit dem Worte Dotationen bezeichnet. 
Von allen Arten ſolcher Belohnungen ſcheint mir jedoch die vorliegende noch 
eine der gemäßitgſten zu ſein, indem ſie nur eine beſtimmte Geldſumme aus⸗ 
ſetzt, und nicht, wie das in fraheren Zeiten wohl beliebt worden iſt, Länder⸗ 
ſtrecken, woraus Fidei⸗Commiſſe und ähnliche Einrichtungen entitanden find, 
die ich nicht für beiljam erachten kann. Da ich nun glaube, daß im vorlie⸗ 

enden Geſetzentwurſe durch eine Art Belohnung beſtimmter Perſonen der 
ank des Hauſes und des Landes der Armee ausgeſprochen werden foll, 
könnte ich demſelben u meiner principiellen Bedenken in dieſem Falle bei⸗ 
treten, inſoweit als die Dotationen an Heerführer für glänzende Kriegs⸗ 
thaten verliehen werden ſollen. 

Ich muß aber verlangen, daß die Namen der beiden Miniſter aus dem 
Geſetz geſtrichen werden, da ich fie nicht als Heerführer betrachten kann. 
Einem Miniſter im Dienſte kann ich überhaupt unter keinen Umſtänden eine 
Dotation bewilligen, ſelbſt wenn ſeine Verdienſte um das Land die hervorra⸗ 
gendſten wären, die man ſich nur denken kann. Denn es widerſpricht ent⸗ 
ſchieden dem Gefühle des Landes, wenn ein einiges Miniſterium eine Dota⸗ 
tions⸗Vorlage bringt, in der Miniſter ſelbſt mit National⸗Belohnungen bedacht 
werden ſollen. Dieſem Miniſterium zumal kann ich unter keinen Umſtänden 
Dotationen bewilligen, weil es eine ſolche in dieſem. Augenblick noch nicht 
derdient; denn ich bin nicht im Stande, eine ſolche Scheidung zwiſchen den 
Perſonen der Miniſter und der Zeit ihrer Amtsführung zu machen, wie es 
der Herr Referent gethan hat. Für die Thaten des Ministeriums, die wir 
mit großer Majorität gemißbilligt haben, haben wir Indemnität gegeben; 
dieſe bedeutet aber durchaus weiter nichts, als Straflofigleit für die budgetloſe 
Regierung. Weil vie Minifter nun durch ihre Thaten im Kriege Strafloſig⸗ 
keit für ihre früheren Sünden erhalten haben, deshalb ihnen nun noch eine 
National⸗Belohnung zuzuerkennen, das bin ich nicht im Stande; denn mit 
der Indemn. tät haben ſie keineswegs auch Verzeihung erhalten für alle ihre 
Vergehen gegen die rechtliche Stellung des Landes; überhaupt iſt es nicht 
eher möglich, daß wir uns mit dieſem Miniſterium ausſöhnen können, als 
bis unſere Rechtszuſtände im Innern ſolche geworden find, wie wir fie ber 


"Roi ſervativer Seite geht darauf der Ant I Schluß ein; derselbe 
on conſervativer 1 trag au uß ein; e 
wird angenommen. Der Präſident eröffnet die Speclaldeballe und ſchließt 
dieſelbe ſofort, da Niemand das Wort verlangt. 5 
Abg. Dr. Michelis (Allenſtein): Ich war eben im Begriff aufzustehen, 
um mich zur Specialdebatte zum Wort zu melden; der Be Präfivent ſchloß 
aber die Debatte ſo raſch, daß ich gar nicht Zeit dazu hatte. Ich glaube, 
daß es im Intereſſe des Hauſes und Landes liegt, daß in einer ſo wichtigen 
Sache jeder Redner, der eine abweichende Anſicht hat, die Gelegenheit erhält, 


ſie auch motiviren zu können. 
dent von Forckenbeck: Ich habe ganz geſchäftsordnungsmäßi 
alte N bt, in kann ich nicht daun 


ahren; wenn der Herr Abgeordnete nicht 1 7 


eiterkeit. 
5 Es 15 mehrere 1 auf namentliche Abſtimmung über die 
Commiſſtonsvorlage, ſowie über das Amendement eingegangen. Die Antrag⸗ 
ſteller verſtändigen ſich dahin, daß nur über die erſtere namentlich abgeſtimmt 
werden fol. Das Amendement Hoverbeck wird abgelehnt (dafür ein großer 


Theil der Fortſchrittspartei), der Commiſſionsantrag in namentlicher 


1½ Sgr. 


Siebenundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


Dahlmann und Harkort enthielten ſich der Abftimmung; einige fehlten, 
u. A. die Abgg. Dr, Löwe und Dr. Gneiſt. Für das Gefep ſtimmten die 
Conſervativen, die Altliberalen, die nationale Fraction und viele 
Mitglieder der Fortſchrittspartei und des linken Centrums, unter 
Anderen die Abgg. Baſſenge, Bockum⸗Dolffs, von Bunſen, v. Car⸗ 
lowitz, Elven, v. Forckenbeck, Hoffmann e ag Jung, b. Kirch⸗ 
mann, Schmidt (Randow); gegen das Geſetz ſtimmten die polniſche 
und clericale Fraction und derſchiedene Mitglieder der Fortſchrittspartei 
und des linken Centrums; nämlich Dr. Alſcher, André, Dr. Becker, 
Beitzke, Bender, Berger (Solingen), Boeck, Caspers, Chomfe, 
Claſſen⸗Kappelmann, Cotnely, Dunker, Eberty, Ellering, 
Fedde Frentzel, Frommer, Fühling, Gockel, Groote, Graf, 

aebler, Hagen (Randow), Herrmann, d. Hilgers, Hoppe, von 
Hoverbeck, Dr. Jacoby, Kalau v. d. Hofe, Kantak, Keuffel, 
Kleinſchmidt, Koſch, Krebs, Krieger (Goldap), Larz, Laß witz, 
v. Las zewski, Leſſe, Libelt, v. Londi, Meulenbergh, Meuſes, 
Dr. Michelis (Allenſtein), Nitſchke, Nücker, Dr. Baur, Pietzker, 
Pilaski, Plehn, v. Proff⸗Irnich, Reichenſperger, Römer, von 
Brönne, Roggen, Rohden, Rondé, Runge, v. Saucken⸗Tar⸗ 
putſchen, Schülte⸗Weſthoff, Schulze (Berlin), Schwartz, Senff, 
Szuldrzynski, Sun Triacca, Dr. Virchow, Waldeck, v. Wali⸗ 
gorski, Dr, Weber, Weygold, Winkelmann, Ziegler, v. Zol⸗ 
towski, Zurmühlen, v. Zychlinski. 

Hierauf leert ſich das Haus, beſonders die rechte Seite, in bedenklicher 
Weiſe, nachdem der Ausfall der Abſtimmung mit ungewohnter Spannung 
und bei gefüllten Bänken abgewartet war. 


Der zweite Gegenſtand der Tagesordnung iſt die Schlußberathung über 
den Geſetzentwurf wegen Aufhebung der Rheinſchifffahrtsabgaben. 

Ref. Abg. Michaelis: Ich habe ſchon einmal die Ehre gehabt, von die⸗ 
ſem Platze aus für einen ähnlichen Geſetzentwurf einzutreten, wie der vor⸗ 
liegende, auch er gehört zu denjenigen, welche das Haus mit aller Ruhe und 
Zuverſichtlichkeit A kann, weil er eine Steuer aufhebt, alſo Gelder 
dahin votirt, wo wir feſt überzeugt fein können, daß fie gut angewandt wer⸗ 
den. Die Summe beſchränkt ſich diesmal nur auf 126,500 Thlr.; aber wir 
können auch hier die Ueberzeugung haben, daß fie wirthſchaftlich verwandt 
werden und zur Belebung des Verkehrs, zur Vervielfältigung der Beziehun⸗ 
gen der Menſchen untereinander, zur 8 der Arbeitstheilung und 
zur größeren Fruchtbarkeit der Arbeit des Capitals beitragen werden. Der 
Geſetzentwurf hat aber auch noch eine hiſtoriſche Bedeutung; er ſchließt eine 
tauſendjährige Geſchichte der Leiden der Rheinſchifffahrt ab. Schon Carl der 
Große machte ſich mit ihnen zu ſchaffen und ſorgte eingehend für ihre Linde⸗ 
rung; unter ſeinen Nachfolgern verfiel ſie jedoch wieder und es wuchs dann 
von Jahrhundert zu Jahrhundert die Maſſe der Zölle und Beraubungen. 
Es war natürlich in jenen Culturverhältniſſen, daß der Staat das Geld da 
ſuchte, wo er es beiſammen fand, bei den Kaufleuten, daf er die Vorräthe 
da ſuchte, wo er ſie beiſammen fand, im Handel. 

So iſt die Erhebung von Zöllen und Schifffahrtsgeldern in den Anfängen 
der Culturentwickelung ein beliebtes Finanzmittel. Sie erweiterten ſich aber 
ſchnell in Folge der Unſicherheit der Wege und der . der Ver⸗ 
kehrsmittel, ſo daß Abgaben gezahlt wurden, um ſich vor den Wegelagerern 
3 ſichern und fi gegen fie ſchützen zu laſſen. Es iſt ein erfreuliches Zeichen 
ur die friſche Kraft der Cultur, daß fie ſich trotzdem längs des Rheines immer 
geſteigert hat und in hoͤchſter Blüthe ſteht. Mit der franzöſiſchen Revolution 
trat eine Aenderung ein. Der Reichsdeputations⸗ĩHauptſchluß von 1804 fixirte 
dieſe Abgaben, was den Kaiſern trotz aller Wahlcapitulationen nicht gelungen 
war, und legte darauf zugleich die Abfindung der Renten der depoſſedirlen 

ürſten. Der Wiener Congreß änderte von Neuem und ſtellte beſtimmte 

rundſätze auf, welche jedoch, wie ſich nicht leugnen läßt, an einer bedeuten: 
den Unklarheit leiden. Die Rheinſchifffahrtsabgaben ſollten fo regulirt werden, 
daß dadurch der Handel und die Schifffahrt belebt würden. Es liegt darin 
die Politik der Herabſetzung und der Grundſatz, daß die Abgaben nur erho⸗ 
ben werden, um die Koſten der Unterhaltung des Fahrwaſſers und der Lein⸗ 
pfade zu decken. Die Ausführung dieſer Waun wurde erſt nach langen 
HA in Angriff genommen durch die Rheinſchifffahrtsacte von 1831, Die 

olle wurden aber wieder nur vorläufig regulirt und erſt 1844 trat eine 
definitive Regulirung ein. Es wurden Waarenzblle auferlegt, welche an bes 
b einzelnen Zollſtellen erhoben werden ſollten, und eine Recognitions⸗ 
gebühr. 

Die Klagen über die Höhe dieſer Zölle ſind Ihnen ja gegenwärtig, wir 
haben faſt in jeder Seſſion davon geſprochen. Der Gruündſatz, daß die Ab» 
gaben nur zur Unterhaltung des Fahrwaſſers und der Leinpfade verwendet 
werden ſollten, wurde dadurch verlegt, daß die Entſchädigungsrenten von 
65,000 Flor. und 17,000 Flor. von den Rheinſchiffern getragen werden ſollten; 
ferner wurden in Naſſau und Heſſen⸗Darmſtadt ſogar noch darüber hinaus 
Ueberſchüſſe erzielt. Die erſte Herabſetzung dieſer Laſten erfolgte dann im 
Jahre 1848 durch Herabſetzung der Recognitionsgebühren für Segelſchiffe auf 
die Hälfte und durch Verſetzung verſchiedener Waaren in die Klaſſe der = 
und Gebühren. 1851 trat eine weitere Erleichterung ein durch Herabſetzung 
aller Gebühren für Preußen, Baiern und Baden auf die Hälfte und für 
Naſſau und Heſſen⸗Darmſtadt auf %, 1860 ferner eine Herabſetzung für 
Preußen auf %o, für Heſſen und Naſſau auf % und 1864 endlich wurde die 
Herabſetzung der Recognitionsgebühren für Dampfſchiffe auch für Heſſen und 
Naſſau auf ½ vorgenommen. Während dieſer Periode der Herabſetzungen 
trat nicht nur eine Erleichterung der Schifffahrt ein, ſondern zugleich die Er⸗ 
möglichung der Fortſetzung der Concurrenz mit den Eiſenbahnen. Der Schiff: 
fahrtstransport hat in dieſer Zeit einen hohen Aufihwung genommen. In 
Koblenz wurden im Jahre 1822 abgefertigt 2,178,000 Ctr., 1857 15,705,000 Ctr., 
1863 25,693,000 Ctr. 

Dennoch iſt bei dieſer großen Erweiterung das Geſetz erſichtlich, daß die 
Waaren von höherem Werthe den Eiſenbahnen zugewieſen und der Schiff⸗ 
fahrt entzogen werden. Es iſt dies ein allgemeines Geſetz in der Concurren 
zwiſchen Waſſerſtraßen und Eiſenbahnen und ſeine Wirkſamkeit wird dadur 
noch vermehrt, daß gerade dieſe Güter auch dem hoheren Rheinzolle unter: 
worfen ſind. Und ſo ſehen wir denn, daß der Verkehr mit dieſen Waaren 
in Coblenz z. B. in der Zeit von 1853—1863 ſogar abgenommen hat, wäh⸗ 
rend er ſich doch im Allgemeinen ſogar um % vermehrt hat. Wollen wir 
jetzt beſchließen, die Zölle und Recognitionsgebühren aufzuheben, fo müſſen 
wir geſtehen, daß dadurch der Rheinſchifffahrt auf Koſten des Staats gewiſſer⸗ 
maßen eine Unterſtützung geleiſtet wird, welche die Eiſenbahnen in dieſer 
Form nicht haben. Die Eiſenbahngeſellſchaften müſſen ihre Bahnen ſelbſt 
unterhalten, während für die Rheinſchifffahrt der Staat die Koſten der Unter⸗ 
haltung des Fahrwaſſers übernimmt. In Preußen ift dazu nach dem Durch: 
Ichnitt der lezten Jahre jährlich eine Summe von 600,000 — 1,000,000 Fres. 
nöthig. Dieſe Ausgaben werden auch künftig ftattfinden müſſen und werden 
dagegen nicht mebr wie bisher eine theilweiſe Deckung in den ig der 
Schifffahrtsabgaben finden. Aber die Schiffer zahlen erſtens eine Gewerbes 
ſteuer, während die Eiſenbahnen eine Steuer nur von dem bezahlen, was fie 
wirklich verdienen; zweitens aber iſt die Erhebung dieſer Schifffahrtsabgaben 
mit einer 195 Maſſe Beläftigungen verbunden, daß die Formalitäten faſt 
mehr beläſtigen, als die Höhe der Zölle ſelbſt. 

3 iſt zur Declaration derſelben ein Manifeſt nöthig, welches noch vie 
ee mpl cirter iſt, als bei der Zollverwaltung. Und wenn auch ſeit 1862 die 
Erhebung für die ganze Fahrt an der erſten Stelle ftatifinden kann, fo iſt die 
Beläftigung immer noch ſehr groß. Die Recognitionsgebühren haben ferner 
den großen Nachtheil, daß Mt erhoben werden, auch wenn das Schiff nur 
1 Ctr. Frachtgut hat. Es wird aljo der Schiffer dadurch verhindert, Rück⸗ 
ſracht aufzunehmen, wenn fie ihm nicht die Gebühren deckt. Ueberhaupt iſt 
es jetzt allgemeiner Grundſatz geworden, daß der Staat ſeiner Pflicht, die 
Schifffahrt ſeiner offenen Ströme zu unterhalten, nachkommen muß auch ohne 
Wegegeld. Auf der Weſer, Oder, Weichſel giebt es keine Zölle mehr; auf 
der Elbe erzielt Preußen für ſich überhaupt keine Erträge; die Gelder, welche 
für die Erhaltung des Fahrwaſſers des Rheins verwendet werden, werden 
wirthſchaſtlich verwandt — und dabei können wir uns beruhigen und für das 
Geſetz botiven, zumal wir dadurch die Schifffahrt von Gebühren und Zöllen 
befreien oberhalb des preußiſchen Gebiets und unſer Wstum weit über unfere 
Grenzen binausreicht bis zur Lauter. Aus dieſen Zöllen wird nach dem Etat 
von 1865 nach dem jetzigen Tarif eine Einnahme von 126,500 Thlrn. erzielt; 
es liegen jedoch darauf die Laſten für die Entſchädigungsrenten mit 32,484 


Abſtimmung mit 219 gegen 80 Stimmen angenommen; die Abgg. Thlrn, für Preußen; dieſe bleiben eine Ausgabe des Staates und mit Recht. 


3 


Geſetzentwurf, betreff. die Ermäßigun 
koſten⸗Zuſchlags. Der Antrag der \ 
entwurf, wonach der Zuſchlag von 6 Sgr., welcher von jedem vollen Thaler 
eines zu erhebenden Gerichtskoſtenbetrages in Anſatz kommt, für Acte der 
nicht ſtreitigen Gerichtsbarkeit und für Requiſitionsſachen vom 1. Januar 1867 


fi Ver Schluß der General⸗Debatte 


pebition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen N 


Anſtalten . auf die Zeitung welche Sonntag und Montag 


den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Freitag, den 7. Dezember 1856. 


citun 


Was den Geſetzentwurf ſelbſt betrifft, ſo ſind ſeine Beſtimmungen den Frie⸗ 
densverträgen mit Baden, He) m, w . 
Schifffahrtszöͤlle auf dem Rhein ausſprechen. Die beiden Tarife für die Las 
dungen und Recognitionsgebühren find die eigentliche Grundlage der Zollver⸗ 
Naben in alle ſpäteren Aenderungen beruhen darauf; die 


Heſſen, Baiern conform, welche die Aufhebung der 


ung der⸗ 
elben im Geſetz iſt alſo überflüſſig. Weiteres habe ich — hinzuzufügen 


und bitte Sie nur, den Geſetzentwurf zu genehmigen. (Bravo. 


Dr. Virchow: Der Referent hat ſchon die Frage angedeutet, warum 


g. 

die eg unter den günftigen Verhältniſſen des Krieges nicht auch dem 
Elbzoll ein En 

Elbe, wo der Krieg geführt worden iſt, im Herzen des Landes der Zoll noch 
konnte aufrecht erhalten werden, nachdem wir Hannover annectirt und alſo 
auf dem linken Elbufer ein großes Stück neues Land gewonnen haben, wel⸗ 
ches für die Schifffahrt bedeutend iſt. Es iſt hier der Fall eingetreten, welcher 
durch die Handelsverträge ausgeſchloſſen ſein ſollte, daß wir Binnenzölle auf 
einem unſerer Ströme erheben, durch welche der Verkehr zwiſchen den neuen 
Sa dcr links und den alten rechts gehindert wird. 
wo 
Ich 9 | 3 deutſche 
warten ſollen, ſondern das ift Sache der Regierung. Sie iſt jetzt in der Lage, 
hem beſtehende Verträge direct zu fehlen, und es iſt endlich Zeit, daß der 


de gemacht hat. Es iſt mir unverſtändlich, wie gerade an der 


Die Lage wäre 
15 günſtig geweſen, um auch Mecklenburg zur Annahme zu bewegen. 
aube nicht, daß wir hier nicht erſt wieder auf das deutſche Parlament 


chon früher in's Auge gefaßte Gedanke durchgeführt wird. 
Abg. Hoppe ſchließt ſich den Ausführungen an. 
52 1 miniſter v. d. Heydt: Ich habe bei Einbringung des Geſetzent⸗ 


wurfes ſchon angeführt, daß es der dringende Wunſch der Regierung iſt, auch 
die Elbzölle ſchleunigſt aufzuheben, und wenn das durch ein bloßes Decret 
825 . möglich wäre, ſo wäre es ſchon lange geſchehen. 

err Abg. ä 
abgemacht werden konnte, fo irrt er ih. Es iſt wohl nicht nöthig, nochmals 
10 e daß die Regierung nichts verſäumen wird, was ſie darin 
thun kann. 


i J Wenn ber 
ichow glaubt, daß das bei Gelegenheit des Friedensidluffes 


Darauf wird der Geſetzentwurf einſtimmig angenommen. 

Dritter Gegenſtand der Tagesordnung iſt die Schlußberathung über den 
und Aufhebung des Gerichts⸗ 
ommiſſion geht dahin, dem Geſetz⸗ 


ab zum halben Betrage, vom 1. Juli 1867 überhaupt nicht mehr; ebenfo ſüüe 
Acte der ſtreitigen Gerichtsbarkeit und für Unterſuchungsſachen vom 1. Juli 
1868 ab zur Hälſte, vom 1. Juli 1869 ab überhaupt nicht mehr erboben wird, 
unverändert die verfaſſungsmäßige Zuſtimmung zu ertheilen. Hiezu hat der 
Abg. Bering den Abänderungs⸗Antrag geſtellt, den Zuſchlag von 6 Sgr. für 
Acte der nicht ſtreitigen Gerichtsbarkeit vom J. Yaruar 1867, für Acte der 
2 5 Gerichtsbarkeit vom 1. Januar 1868 ab gänzlich fortfallen 
u laſſen. 

Berichterſtatter Abg. Bode motivirt den Antrag der Commiſſion; er ſetzt 
die Entirehung dieſes Gerichtskoſten⸗Zuſchlags auseinander, führt aus, daß 
nicht das Bedürfniß der Juſtiz⸗Verwaltung ſondern die allgemeine finanzielle 
Lage des Staates zur Einführung dieſer Erhebung des Zuſchlages das Mord 
geweſen; erwähnt, daß gleich von Anfang an die Mangelhaſtigkeit dieſes In⸗ 
ſtituts ſich herausgeſtellt und ſchließt damit, daß ſich gegenwartig allgemein 
das Bedürfniß der gänzlichen Abſchaffung dieſer Zuſchlagskoſten geltend ge⸗ 
macht habe. Er empfehle deshalb die Annahme des Geſetzentwurfs. 

Abg. Bering: Ich es muß allerdings anerkennen, daß die Regierung 
endlich den auf Aufhebung dieſes Gerichtskoſtenzuſchlages gerichteten Wünſchen 
des Hauſes nachgekommen iſt. Ich bin aber der Meinung, daß jede Minute 
Verlängerung das Drückende deſſelben erhöht. Das Geſetz dom 10. Mai 
1851, durch das dieſer Zuſchlag eingeführt wurde, beſtimmt in den Vorbe⸗ 
merkungen, daß die Aufhebung deſſelben eintreten ſoll, ſobald das Verhältniß 
der Staatseinnahmen es geſtattet. Dieſe Worte haben eine ganz bejondere 
Bedeutung. Denn keine Steuer wird länger erhoben, als die Verhältniſſe 
des Staates es erfordern. Nun find die Bedingungen ſchon lange vorbei, 
unter denen damals die Regierung den Zuſchlag verlangt hatte; und da es 
keinen ungerechteren Zuſchlag giebt als gerade dieſen, da derſelbe gefordert 
wird von Leuten, die oft ganz wider ihren Willen genöthigt ſind Gerichtsacte 
zu vollziehen, da in dieſem Zuſchlage oft eine Steuer erhoben wird von einer 
Steuer, ſo iſt gewiß die allerſchleunigſte Aufhebung deſſelben auch die wün⸗ 
ſchenswertheſte. Ich bitte Sie deshalb, für mein Amendement zu ſtimmen. 

Juſtizminiſter Graf zur Lippe: Der Unterſchied zwiſchen dem Entwuef 
der Regierung und dem Amendement des Abg. Bering liegt klar zu Tage. 
Während die Regierung beabſichtigt, in einzelnen kleinern Stationen den Zu⸗ 
ſchlag in Wegfall zu bringen, gebt ſein Antrag dahin, daß ſchon mit Beginn 
des Jahres 1868 der ganze Zuſchlag wegfällt. Das Juſtizreſſort hätte nun 
weiter gar kein Intereſſe daran, letzterem zu widerſprechen, wenn die Frage 
überhaupt von dieſem ausging. Dies Reſſort iſt ja ſeit dem Jahre 1862 für 
die Aufhebung rn beſtrebt geweſen. Indeſſen handelt es ſich dabei um 
die ganze finanzielle Lage des Staates, und wenn auch aus den Gerichts⸗ 
koſten niemals eine beſondere Einnahme⸗Quelle des Staates hat gemacht wer⸗ 
den ſollen, fo liegt doch auf der Hand, daß, wenn wir uns die Aufbebung des 
Zuſchlages in 4 Portionen einteilen, dieſelbe dei Weitem leichter von Statten 
gehen wird. Eine weitere Ermäßigung, als ſie im Entwurfe der Regierun 
vorgeſehen iſt, verträgt unſere Finanzlage in dieſem Augenblicke nicht. J 
bedauere, daß es ſo it, aber da es einmal fo iſt, bitte ich Sie, das Amen⸗ 
Bio des Abg. Bering abzulehnen und die Regierungs⸗Vorlage einfach ans 

unehmen. 

; Abg. Bering: Nach dieſer Erklärung des Juſtizminiſters ſehe ich mich 
zu meinem Bedauern genöthigt, das von mir geſtellte Amendement zurückzu⸗ 
ziehen, weil ich fürchte, daß im Falle der Annahme deſſelben das Gute, was 
die Regierungs⸗Vorlage enthält, aufgehalten werden könnte. 

Abg. Harkort iſt auf der Journaliſten⸗Tribüne abſolut unverſtändlich. 

Abg. Dr. Waldeck: Ich kann das Zurückziehen des Amendements nur 
billigen, denn ich ziehe es vor, in Uebereinſtimmung mit der Regierung etwas, 
als im anderen Falle vielleicht gar nichts zu erlangen. Im Uebrigen freue 
ich mich, daß der Herr Finanzminiſter eben wieder das Haus betritt; wir 
dürfen von ihm wohl eine Aufklärung über die Aeußerung des Juftizminis 
ſters verlangen, daß die Finanzen in einer zu ſchlechten Lage ſeien, um die 
ſofortige Aufhebung des ganzen Zuſchlages ertragen zu können. Der alte 
Grundſatz, daß in Geldſachen die Gemüthlichkeit aufhört, ſcheint im Juſtiz⸗ 
Miniſterium wirklich ſehr wenig Anerkennung 3 zu haben. J 
derhole es, die Juſtiz darf keine Finanzquelle fein, als einziger Grund für bie 
Beibehaltung des Zuſchlages kann alſo unmöglich die Noth der Finanzen ans 
geführt werden. 5 5 

Juſtizminiſter Graf zur Lippe: Ich habe nicht von der ſchlechten 

inanzlage, ſondern von der allgemeinen Finamlage des Staates geſpro⸗ 
en. Und dieſe allgemeine Lage wird wohl für günſtig gehalten werden 
müſſen, wenn der Staat im Laufe eines Jahres auf ca. 1 Million verzichtet. 
Außerdem wird die Juſtiz durchaus nicht als Einnahmequelle betrachtet, im 
Gegentheil macht die Criminaljuſtiz einen Zuſchuß von faſt 2 Mill. Thalern 


Miniſter v. d. Heydt; Die Lage der Finanzen kann gewiß im Allge⸗ 
meinen als eine ſehr günſtige bezeichnet werden. Um aber die Ordnung der⸗ 
ſelben aufrecht zu erhalten, müſſen die Einnahmen und Ausgaben immer im 
richtigen Verhältniß bleiben. Eine weitere Ermäßigung des Gerichts koſten⸗ 

ſchlages wird daher nicht eintreten können, ohne jenes Verhältniß zu ftören. 
wird darauf angenommen. 


U seitens des Staates nöthig. 


Abg. Dr. Waldeck: Ich bemerke dem Juſtizminiſter gegenüber, daß i 
ſehr wohl weiß, daß der 5 einen Zuſchuß zu den Koſten der Grimin 
juftiz leiſten muß. Die Parteien aber, welche Civilproceſſe führen, müſſen 
einen Theil der Criminaltoften bezahlen. 

Minifter Graf zur Lippe: Der Staatszuſchuß zu den Koſten der Cri⸗ 
minaljuſtiz beträgt 1,800,000 Thaler; es kann alſo gar nicht die Rede davon 
fein, daß die Parteien in Civilproceſſen dieſe Koſten bezahlen. x 

Abg. Dr. Waldeck: Ich bleibe dabei, daß die —— im Civilproceß 
mehr zu zahlen haben, als die Koſten betragen. (Zuſtimmung. 

Nach einer kurzen Bemerkung des Referenten zu 8 2 des Entwurfs und 
einer Gntoegmung des — v. Sydow wird der Geſetzentwurf 


nach dem Antrage der Commiſſion einſtimmig angenommen. 
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wieder erlangen.), 


1 gewinnen, 1 könnte ſie das durch eine ſtille Sufage 


0 


Abg. Dr. Michelis kommt noch einmal auf feine obige Beſchwerde zu⸗ 


Kück, Er ihm fein Recht * ſprechen verkürzt worden. 


Präf. v. Forckenbeck weiſt dieſe Beſchwerde noch einmal mit erhöhter 


2 —. . — und einem kräftigen Hinweis auf die Geſchäftsordnung, die der 


Herr Abgeordnete doch kennen ſollte, zurück. : : 
5 Ueber eine auf den vorſtehenden Geſetzentwurf bezügliche Petition wird 
der Uebergang zur T.⸗O. beantragt und beſchloſſen. 
Der vierte Gegenſtand der Tages⸗Ordnung iſt der Bericht der Commiſ⸗ 


6 Dos für die Geſchäftsordnung über die Mandats⸗Erlöſchung des Abg. Sello, 


vom 1. Januar 1867 als Kreis⸗Gerichts⸗Director mit Gehaltserhöhung 
von Neu⸗Ruppin nach Potsdam verſetzt worden if. Ref. Abg. Kratz ber 
tritt den Antrag der Commiſſion, daß mit Rückſicht auf Art. 78 der Verf. 
das Mandat ſofort als erloſchen zu betrachten ſei. Eine andere Auslegung 


würde den mit Art. 78 verbundenen Zweck jeden Augenblick illuſoriſch ma⸗ 


chen. Abg. Heiſe legt den Hauptaccent auf die Worte des Art. 78 (Wenn 
ein Kammer⸗Mitglied ein beſoldetes Staatsamt annimmt, oder im Staats⸗ 
dienſte in ein Amt eintritt, mit welchem ein höherer Rang oder 
ein höheres Gehalt verbunden iſt, jo verliert es Sitz und Stimme in 
der Kammer und kann are Stelle) in derſelben nur durch neue Wahl 
Es handle ſich im vorliegenden Fall um den Ein⸗ 
tritt ins Amt, der erſt mit dem 1. Januar erfolge Läge es einer Regierung 
an der Wirkung, durch ein derartiges Mittel die Stimme eines Abgeordneten 
einer Gehaltserhöhung. 
0 ebenſo wie Graf Schwerin, der ſich 
e leiten laſſen will, entſchieden entgegen. Abg. 
exlach: es läge hier, mit Erlaubniß zu ſagen, ein juriſtiſcher Irrthum 
vor. Nicht darauf komme es an, ob ein Abgeordneter ein höheres Amt an⸗ 
tritt oder eintritt (Heiterkeit). Jedes Geſetz ſei zu umgehen (Heiterkeit), d. h. 
man könne es umgehen. Abg. d. Flottwell tritt ebenfalls der Commiſſion 
Be der Abg. Sello müſſe bis zum 1. Januar im Beſitze feines Mans 
dals bleiben. 


g. Dr. Koſch tritt dieſer I 5 
1 durch die ratio legis 
b. 


Abg. Simſon will von allen Interpretationen, die ſich gegenfeitig aufs 
. abſehen und durch den Wortlaut in den Sinn des Art. 78 eindringen. 
Dieſer Sinn ſei ihm aus der Zeit der Reviſion der Verfaſſung ſehr wohl 
n Es habe ſich darum gehandelt, die Mandate ſolcher Abgeord⸗ 
neten den Wählern wieder zur Dispoſition zu ſtellen, die in ein Staalsamt 
berufen werden, ohne bisher eines bekleidet zu haben, ſowie derjenigen, die 
bereits Beamte ſind und eine beſſere Stellung erhalten ſollen. Jedes Com⸗ 
poſitum von „treten“ bei Seite gelaſſen, handle es ſich lediglich darum, ob 
ein Abgeordneter eine amtliche, reſp. beſſere Stellung angenommen habe 
und zwar nicht des Abgeordneten, ſondern ſeines Wahlkreiſes wegen, der ſich 
auf's Neue frei über ihn zu entſcheiden hat. Von im Stillen gegebenen Ver⸗ 

rechungen der Regierung, einen Abgeordneten zu befördern, ſage die Ver⸗ 
aflung nichts und darum könne von ihnen nicht die Rede fein; aber von der 
nnabme eines Amtes, von dem Eintritt in eine beſſere Stellung ſpreche die 
Verfaſſung und zwar fo deutlich, daß die Annahme des Commiſſionsantrages 
unzweifelhaft ſein müſſe. Referent Abg. Kratz bemerkt, daß der Regierung 
die Betretung von 8 hier förmlich empfohlen ſei, gegen welche 
Auffaſſung ſeiner Worte der Abg. Heiſe lebhaft proteſtirt. Der Referent 

8 — daß der Sinn der gefallenen Worte doch ungefähr darauf heraus⸗ 

mme. 

Der Antrag der Commiſſion, das Mandat des Abg. Sello für er⸗ 
loſchen zu erklären, wird darauf mit ſehr großer Majorität angenommen; 
auch ein Theil der Conſervativen, z. B. der Abg. Graf zu Eulenburg, ſtimmt 
dafür. Es folgen darauf Wahlprafungen, die von den Berichterſtattern 

dreier Abtheilungen und durch das zuſtimmende Votum des Hauſes ſo raſch 

als möglich erledigt werden, um zum — Gegenſtande der nt 
der Vorberathung des Etats des Cultus⸗Miniſterlums, zu gelangen, mit Ru 
ſicht darauf, daß der Herr Cultusminiſter und ſeine Commiſſion ſchon an 
mehreren Sitzungstagen ſtundenlang auf ihren Etat gewartet haben. Zuvor 
hat der Abg. Schmidt (Randow) einen Antrag, die Wahlprüfungen aus 
demſelben Grunde auszuſetzen, geſtellt, aber wieder zurück ggopen. { 

a an gelangt zu dem Etat des Miniſterriums der geistlichen, Unterrichts⸗ 

und Medicinal⸗ Angelegenheiten. Derſelbe ſchließt in der Einnahme ab mit 

107,206 Thlr. 20 Sgr., davon entfallen auf den evangel. Cultus 3370 Thlr. 
11 Sgr., auf den kathol. Cultus 2348 Thlr. 20 Sgr. 8 Pf., auf den öffent⸗ 
lichen Unterricht 85,048 Thlr. 4 Pf., Cultus und Unterricht gemeinſam 

14.001 Thlr. 1 8 Medicinalweſen 20 Thlr. und Centralverwaltung 

2418 Thlr. — Die Geſammtſumme iſt um 3135 Thlr. 20 Sgr. . als im 
Vorjahre. Ihr ſteht als eigene Einnahme aus den Anſtalten und Stiftungen 
elbſt eine Summe von 2,490,847 Thalern zur Seite. — Die Ausgabe ſondert 

u in dauernde und in einmalige und außerordentliche Ausgaben, die erfteren 
zum ab mit 4,599,610 Thlrn. 11 Sgr. 1 Pf., die letzteren mit 570,482 


katholiſcher Cultus 749,118 Thlr. 15 Sgr.; ferner (Unterricht): 
Erhuleollegien 65,460 Thlr., be i | 


für die 3 141,989 Thlr. 


für den Erweiterungsbau des Pelpliner Prieſterſeminars), für Unterricht, 
haft: zum Bau von Univerſitätsgebäuden (Kliniken in Kö: 


zum Bau von er eg und für andere Seminarzwecke 186,342 Thlr., 
zu Reparaturen am älteren Muſeumsgebäude in Berlin 23,570 Thlr., 1 

weiterung des Locals der Kunſtſchule in Königsberg 581 Thlr., zum Bau 
des een als zweite Rate 150,000 Thlr., für die mitteleuro⸗ 
paäiſche Gradmeſſung 11,480 Thlr. Endlich find für bauliche Zwecke im Bereich 
der Medieinal⸗Verwaltung (Hebammen⸗Lehrinſtitute in Stettin und Poſen) 
20,800 Thlr. ausgeſetzt. 

Aus den Einzelheiten iſt in Bezug 8 en, welche der Etat 
nachweiſt, Folgendes hervorzuheben: Im Miniſterium ſoll eine neue Raths⸗ 
ſtelle (2600 Thlr.) und eine neue Regiſtraturbeamtenſtelle eingerichtet werden, 
ebenſo im Oberkirchenrath ein drittes geiſtliches Mitglied eintreten; beides 
wird mit der Vermehrung der Arbeitslaſt motivirt. In dem Etat der Uni⸗ 
verſitäten iſt die Errichtung einer dritten Profeſſur der Philologie in Königs: 
berg (1500 Thlr.), einer ordentlichen Profeſſur der romaniſchen Philologie in 
Berlin (1500 Thlr.), einer Profeſſur der in 


emie in Bonn (2000 Thlr.) 


Anſatz gebracht, außerdem ſonſtige 1 kr re — 1 1 


Summen beausſichtigt. Von den ſonſtigen 
ſitäten ſind ferner als die bedeutendſten aufzuzählen: 


e otationserhoͤhung für 
den botaniſchen Garten in Schöneberg 2000 Thlr., 


für das hieſige anato⸗ 


miſche Inſtitut 1800 Thlr., Beſoldung für den Director der hieſigen Stern, 


warte 1200 Thlr., Dotationserhöhung für das chemiſche Laboratorium zu 
Bonn 1200 Thaler, zur Erhöhung des Baufonds der Univerſität Halle 2700 
Thaler u. f. w. 

ö 2 55 Vhibeferun der Beſoldung von Gymnaſtallehrern, reſp. behufs Aus» 
führung des Normal⸗Beſoldungs⸗Etats ſind 20,000 Thaler mehr als im Vor⸗ 
jahre in Anſatz gebracht; zu ferneren Gehaltszulagen und zu Unterſtützungen 
für Elementarlehrer 200,000 Thlr. Die Erläuterungen bemerken hierzu, daß 


die feit dem Jahre 1852 bewirkten Regulirungen der Elementarlehrer⸗Gehäl⸗ 
ter — Me — 915,561 Thlrn., ungerechnet die nicht in Geld veranſchlag⸗ R 


ten neubewilligten Naturalleiſtungen aufgebracht haben. Der Fond von 


1000 Thlrn. zur „Unterſtützung N 
2000 Thlr. gebracht worden, da „das Bedürfniß einer ſolchen Verſtärkung 
ſchon lange empfunden worden ist“. Bei den Regierungen in . 
und in Breslau find je 1500 Thlr. für einen zweiten evangeliſchen Schulrat 
angeſetzt, was mit dem Wachsthum der Schulen in den beiden Bezirken (Kö⸗ 
nigsberg zählt 1296 evangeliſche Schulen mit 1714 Klaſſen, Breslau 1000 
mit 1411 Klaſſen) motivirt wird. 

Eine Mehrausgabe von 3595 Thlr. 25 Sgr. „zur Sea Pfarr⸗ 
Staatsgebälter der evangeliſchen und der katholiſchen Geiſtlichkeit auf dem 
linken Rheinufer“ motivirt ſich durch eine kleine Münzwerthausgleichung. Die 

enannten Staatögebälter find nämlich geſetzlich nach Francs normirt und der 

Frans iſt bei der amtlichen Reduction auf preuß. Geld zu 7 Sgr. 10% Pf. 

angenommen. Da jedoch die rheiniſchen Gerichte den Franc zu 8 Sgr. feſt⸗ 

Bee ebenſo bei Erhebung der Rheinzölle dieſer Satz angenommen iſt, 
* 


utert die einzelnen Etatspoſitionen und hebt die 


o bedarf es der Aus ung und dazu der Mehrforderung. 
Nen Cennet Auec erläutert d. ü 


a I 


ür arme Literaten und Künſtler“ iſt auf 


3200 


im Etat ausgeſetzten Gehaltserhöͤhnngen der Lehrer hervor und die General⸗ 
Discuffion wird eröffnet. — 

Abg. Jung: Bei den Etats der anderen Miniſterien iſt die allgemeine 
Forderung auf Reformvorlagen und organiſatoriſche Geſetze lebhaft betont 
worden; ich mochte daſſelbe beim Cultus miniſterium thun, wo ihrer Ema⸗ 
nirung harren das im Art. 26 der Verfaſſung verheißene Unterrichts⸗ 
geſetz, das im Art. 19 verſprochene Geſetz über die Civilehe, das Geſetz über 
die Selbſtſtändigkeit der Kirche, die im Art. 15 garantirt iſt. Auch Klagen 
über die Art der Verwaltung treten bei dieſem Miniſterium nicht weniger 
dringend hervor: die Art. 12 und 17 der Verfaſſung ſind vielfach verletzt 
worden. Zeugniß davon giebt die Behandlung der freien Gemeinden und der 
Wahlfreiheit der Lehrer. Nach der Aufnahme unſerer Forderungen bei den 
übrigen Miniſterien iſt allerdings wenig Hoffnung auf die Erfüllung dieſer 
Wünſche vorhanden. Beim Handelsminiſter ſcheint wenigſtens noch guter 
Wille vorhanden zu ſein und wir ſind mit ihm im beſten Einklang, weil er 
den modernen Ideen nicht verſchloſſen iſt; da wittert man wenigſtens Morgen ⸗ 
luft, hier aber iſt complette Nacht ohne einen Schimmer. 

Die Beeinträchtigung des Wahlrechts der Beamten iſt beſonders hart ge⸗ 
gen die armen Schullehrer in Anwendung gebracht. Die Regierung jagt, ein 

eamter dürfe nicht agitiren. Was nennt ſie aber Agitation? Jeden freien 
Gebrauch des Wahlrechts! Aber es iſt doch den Beamten gegeben, alſo wer⸗ 
den ſie es doch auch benutzen dürfen. Wahlfreiheit heißt doch, von der Frei⸗ 
heit zu wählen Gebrauch und Nichtgebrauch machen zu dürfen. Aber ſogar 
den Nichtgebrauch des Wahlrechtes beſtraft die Regierung ſchon, indem ſie 
Beförderungen und Unterſtützungen von Beamten deshalb zurückerhält. Zum 
Wahlrecht gehört ferner doch wohl die Freiheit, ſich zu entſcheiden für die 
eine und die andere Partei. Die Regierung beſtraft dies noch härter als 
das erſtgenannte Verbrechen. 5 Wahlrecht gehört ferner die Freiheit, ſich 
vorbereiten zu können auf die Wahl und das kann man doch nicht, wenn 
man zu Hauſe bleibt; ſonſt iſt das ganze Recht illuſoriſch. Dies ſind die Ver⸗ 
gehen der Regierung 15 — die Verfaſſung. 8 € . 
Was nun die organiſatoriſche Seite ihrer Wirkſamkeit betrifft, ſo wiſſen 
fie Alle, was das Cultusminiſterium hierin geleiſtet hat; und ich ſollte mei⸗ 
nen, daß gerade jetzt, wo mehrere proteſtantiſche Länder mit Preußen ver⸗ 
einigt ſind, der Zeitpunkt da wäre, um das 1 — des Oberkirchen⸗ 
raths, das die Regierung in die Kirchenverfaſſung hineinorganiſirt hat, zu 
beſeitigen, und eine vollſtändig freie Kirche 0 eine proteſtantiſche Conti 
tuante herzuſtellen. Daß dies auch für die Machtſtellung unſeres Staates 
von großer Bedeutung wäre, brauche ich wohl nicht erſt auseinanderzuſetzen; 
der letzte Krieg hat erſt gezeigt, daß ſelbſt in Feindesland die proteſtantiſchen 
Theile ſich an Preußen gem angeſchloſſen haben. Jetzt ſteht es aber mit 
dem Proteſtantismus ſchlechter, als vor 1848; damals ſtand die Kirche noch 
unter dem Miniſterium, und machte mit dieſem zwar die ſchlechten, aber auch 
die guten Chancen mit; jetzt aber bei der n des Oberkirchenraths 
macht ſie dem hellen Staate Oppoſition, mit dem dunkeln aber gebt ſie immer 
zuſammen. Es iſt alſo hoch an der Zeit, daß dies anders bei uns wird 
nicht blos in Kirchen, ſondern auch in Schul⸗Angelegenheiten, die eng damit 
. denn auch die Schulregulative möchte ich den annectirten 

zändern gern erſparen. , 

Abg. Dr. Loewe: 55 den 40er Jahren hatten wir eine Art Conſtituante, 
die Generalſynode; ihre Beſchlüſſe ſcheiterten aber an dem Widerſtand in den 
regierenden Kreiſen. Nach der Revolution konnten die neuen Miniſter keine 
Reformen durchſetzen. Später bekamen wir das Propiſorium des Oberkirchen⸗ 
raths; dies haben wir nun ſo lange getragen, bis nun endlich die neuen Ver⸗ 
hältniſſe, in denen wir uns jetzt befinden, neue Maßregeln durchaus wün⸗ 
ſchenswerth machen. Die tatholiſche Kirche genießt die vollen Vortheile und 
Segnungen der ihr nach Art. 15 zukommenden Selbſtſtändigkeit, ſie beſitzt die 
Unabhängigkeit vom Staate und macht guten Gebrauch davon. Die prote⸗ 
ſtantiſche dagegen ift vollſtändig dem Einfluſſe der Hoitheologie unterworfen, 
die in ſehr nachtheiliger Weiſe auf ihr Gedeihen einwirkt. In einem Staat 
mit vollſtändig paritätiſcher Bevölkerung iſt es nun doch wahrlich ungerecht, 
ua die eine Kirche vor der andern den Vorzug der Selbſtſtändigkeit 
genießt. 

Welchen unangenehmen Eindruck hat es z. B. machen müſſen, daß zur 
8 in der proteſtantiſchen Kirche ein Feſttag angeſetzt war, in der 
atholiſchen aber nicht? Eine ſolche Influenzirung der Hoftheologie iſt auch 
für die politiſche ann gefährlich, indem fie auf die kommenden Generatio⸗ 
nen höͤchſt nachtheilig einwirkt. Sorgen wir deshalb dafür, daß der Pfarrers 
ſtand bei uns bald aus den Feſſeln befreit werde, in die ihn der Polizeiſtaat 
hineingebracht hat. Um ſeine Dogmatik wollen und dürfen wir uns nicht 
bekümmern; die Kirche ſoll auf ſich gelost ſtehen; 85 wird es für ſie und den 
Staat am beiten fein. Ich möchte ſchließlich den Hrn. Miniſter fragen, ob die 
jetzige Zeit, wo mehrere proteſtantiſche Länder mit Preußen verbunden find, 
in denen die Kirche ſelbſtſtändig iſt und wo der norddeutſche Bund geftiftet iſt, 
da doch mit dem Exoberungsrecht nicht auch die kirchlichen Rechte fortfallen, 
nicht geeignet ſein ſollte, um der proteſtantiſchen Kirche die Segnungen des 
Art. 15 der Verfaſſung zukommen zu laſſen, welche die katholiſche Kirche in 
vollem Maße genießt? (Schluß folgt) 

Oeſterreich. 

Wien, 5. Dezbr. [Die öſterreichiſchen Legionäre.] Wie 
bereits telegraphiſch gemeldet, ſchreibt die „Wiener Abendpoſt“: Laut zu⸗ 
verläſſigen Nachrichten aus Compieégne hat Se. Maiefl. der Kaiſer der 
Franzoſen dem k. öſterr. Botſchafter die Mittheilung gemacht, daß Mar: 
ſchall Bazaine bereits den Auftrag erhalten habe, die öſterreichiſchen 
Legionäre im Falle eines Rückzuges ganz wie die franzöſiſchen Truppen 
zu behandeln und denjenigen Legionären, welche es wünſchen ſollten, die 
freie Rückkehr in die Heimath zu ſichern. 
TC... ANDRES PIE MEERES STE OTTETZRELT EPBECHPE TITSKE MER TUE 


Telegraphiſche Depeſchen. 

Wien, 7. Dezbr. Die „Neue fr. Pr.“ ſchreibt: Die Schluß ver⸗ 
handlungen über den öſterreichiſch⸗franzöſiſchen Handelsvertrag find 
beendet. Die franzöſiſchen Commiſſäte reifen nächſte Woche ab. 

Heute giebt Beuſt den Commiſſären ein Bankett. Die Wirkſam⸗ 
keit des Handelsvertrages beginnt am 1. Januar 1867. 

(Wolff's T. B.) 

Florenz, 7. Dezbr. Der „Italie“ zufolge geht Tonello (nicht 
Ochello) noch vor dem 10. Dezember mit den verſöhnlichſten Inſtrue⸗ 
tionen nach Rom. (Wolff's T. B.) 

Rom, 6. Dez. Der Papſt ertheilte den ihm von Montebello vor⸗ 


geſtellten franzöſiſchen Offizieren eine Abſchieds⸗Audienz. Der Erz | od, 


biſchof von Neapel iſt dorthin abgereiſt. Der portugieſiſche Bot. 
ſchafter iſt hier eingetroffen. (Wolff's T. B.) 


Breslau, 7. Dezember. Preiſe der Cerealien. 
Feſtſetzungen der Een Commiſſion pr. Scheffel in Silbergroschen. 
. fein mittel ordin. fein mittel ordin. 
do. gelber 87—89 8t 81—82| Hafer 34 33 31—32 
68 67 6566] Erbſen 68—70 64 54—58 
Notirungen der von der Handelskammer ernannten Commiſſion zur Feſtſtellung 
ck nr 185 Maps und Rübſen. 


Naß; 
Winterrübfen.. 190 180 170 
Sommerrübſen 170 160 150 ( br. 150 Pfd. Brutto in Gar. 
Dotter 170 160 150 
Loco⸗ (Kartoffel-) Lage pr. “ Ort, bei 80% Tralles 
ar Ek. — . 


— tr. Weizen. — Ctr. Roggen. — Etr. Hafer. 
— Ctr. Rübol. — Ctr. Leinöl. 95,500 Ort. Spiritus. 


Telegrapbiſche Courſe und Börſen Nachrichten. 

Paris, 6. Dezember, Nachm. 3 Uhr. Die 3% begann zu 69, 70, fiel 
is 69, 55 und ſchloß in ſehr matter Haltung zu dieſem Courſe. Conſols von 
2 1 Uhr waren 88% gemelbet, Schluß ⸗Courſe: 3proc. Rente 
69, 55. Ital. proc. Rente 56, 10. Zproc. Spanier —, lproc. Spanier 
—. Oeſterr. Steel. ⸗Ciſendahn⸗ Aktien 407, 50. Credit; 


Officiell gekündigt: 
Din. Rapskuchen. 


o“ 


Meb.⸗Altien 583, 75.1 


Lombard. Eiſenbahn⸗Aktien 390, 00. Oeſterreich. Anleihe bon 1865 pr. ept. 
308, 75. 6% Ver. St. pr. 1882 80%, 

aris, 6. Dezember, Nachm. Bankausweis. Vermehrt: Baarborrath 
um 14, Guthaben des Schatzes um 1%, Vorſchüſſe auf Werthpapiere um 
Millionen Francs. Vermindert: Notenumlau um 15, Portefeuille um 
39, Rechnungen der Privaten um 8% Mill. Francs. 

London, 6. Dezbr. Nachm. 4 Uhr. S luß⸗Courſe. Conſols 88% 
pr. Jan., 1% Spanier 31%. Sardinier 73 excl. Dividende. Italien. 5% 
Rente 55%. Lombarden 15%. Mexicaner 18%. 5% Ruſſen 86%. Neue 
Ruſſen 86%. Silber 60%. Türkiſche Anleihe 1865 32. 6% Ver. St.⸗Anl. 
pr. 1828 70%. — Regenwetter. 

London, 6. Dezbr., Abends. [Bankausweis.] Notenumlauf 22,713,175 
Zunahme 226,425), Baarvorrath 18,237,044 (Zunahme 61,474), Notenreſerve 

„513,185 (Zunahme 142,340) Pfd. St. 

Wien, 6. Dezbr., Nachm. Die dfterreihiihe Nationalbank hat den Dis⸗ 
cont auf 4 pCt. herabgeſetzt. F 

Wien, 6. Dezember. [Abendbörſe.] Valuten angeboten. Credit⸗ 
Actien 152, 50. Nordbahn 153, 20. 1860er Looſe 80, 65. 1864er Looſe 

72, 75. Oeſterr.⸗Franzöſiſche Staatsbahn 205. 40. Galizier 219, 50. 
Czernowitzer 182, 50. Lombarden —, —. £ 

ankfurt a. M., 6. Dez., Nachm. 2 Uhr 30 M. Still. Schluß ⸗ 
Courſe. Preußiſche Caſſenſcheine 105. Berliner Wechſel 105. ıbuts 
er Wechſel 88%. Londoner Wechſel 119. Pariſer Wechſel 9%. Wiener 
echſel 91%. Finnländ. Anleihe —. Neue 4% Finnländ. Pfandbriefe —. 
6% Verein. St.⸗Anl. pro 1882 75%. 
Credit⸗Actien 137. Darmſt. Bank⸗Actien 210 
211%. Meininger Credit⸗Actien — Oeſterreich.⸗Franz. 
tien —. Oeſterr. Eliſabetbahn. — m. bahn —. Rhein⸗Nahebahn 
—. Ludwigshafen⸗Berbach 152%. Heſſiſche Ludwigsbahn 132. 5% bſterrei⸗ 
chiſche Anleihe von 1859 58%. 1854er Looſe 57. 1860er Looſe 62%. 1864er 
Looſe 66. Badiſche Looſe 51%. Kurheſſiſche Looſe —. Baieriſche Praͤmien⸗An⸗ 
en = 5 National⸗Anlehen 50. 5 Metalliques — 44% Mes 
talliqu 5 

Hamburg, 6. Dezbr., Rachm. 2 Uhr 30 Min. Fonds matt, Valuten 
chwach behauptet, Nordbahn und Altona⸗Kieler flau. Schluß⸗Courſe: 
National⸗Anleihe 51. Oeſterreich. Credit⸗Actien 57. Oeſterr. 1860er Looſe 
61%. Mexicaner —. Vereinsbank 111%. Norodeutſche Bank 120%, 
Nheiniſche 115%. Nordbahn 78%. Altona⸗Kieler alte 139%, dito neue 132%, 
Finnländiſche Anleihe 833%. 884er Ruff. Prämien⸗Anleihe 87%. 1866. f 


— 


Ruſſ. Prämien⸗Anleihe 81%. 6pEt, Verein. Staaten⸗Anleihe pr. 1882 68%. 


Disconte 3 %. 5 

Hamburg, 6. Dezbr. [Getreidemarkt.] Loco ruhig, ab auswärts etwas 
feſter. Termingetreide 1—2 Thlr. böher. Weizen pr. Dezbr. 5400 Pfd. 
netto 145 Bancothaler Br., 144 Gld., pr. Frühjahr 138 Br., 137 Gld. 
Roggen pr. Dezbr. 5000 Pfd. Brutto 88 Br., 87 Gld., pr. Frühjahr 87 Br., 
86 Gld. Oel ſehr ſtill, loco 26—25%, pr. Mai 27. Kaffee feſt, unver⸗ 
ändert. Zink ohne Umſatz. — Regenwetter. 

Liverpool, 6. Dezbr., Mittags. Baumwolle: 10,000 Ballen Umſatz. 
Gute Nachfrage, eher teurer. Middling amerikaniſche 14, middling Orleans 
14%, fair Dhollerah 104, good middling fair Dhollerah 10%, middling 
Dhollerah 10, Bengal 7%, good fair Bengal 8%. 


Berliner Börse vom 6. Dezember 1866. 


Kiseabahn-Dtamm-Astien. 


Fenda- und deld-Course. 


7 E m — 
— — 103% bi. Dividende pro 1884 1838 Er. 
833 re Aschen-Mnstrich| —, |— f Pee 
dito 1884 4½ 36 da Arusterd.-Rottd., 6% — 4 h br. 
dito 1888 4% 98% br. Berg.-Märkische| % 7 | B. 0 4 
dito 1886 41½ 58% ba. Berlin-Anhalt, 1 13 14 221 B. 
Alto 1857 498% br. Gele een — — f 5 8 
dt 2 ve * 10 17 1 2 . 
. 8 erl.-Potad.- 2 * 
Staats-Bchuldschein g 34% ba n % f 5 K. 
an gde l Obiig ft 935 1 Böbm.-Wastb, . . 5 — 3s sei . 
Berliner t- g. * | . Sr > 
, Kur- u. Noumärk. 514 18% br. Broslan-Frelb. 1535 2 + 1 85 
$[(Pommorsche. 1 ff b.  jCöln-Minden . J %s 2 27 be. 
# \posenscho 1 cosel-Oderberg .| % | 24: ( [50% be 
39 2294. dito St.-Prior.] — — 5% ba. 
1 Ya or 3 ae - dito- — — E . 
2 osische. .....|23p 86 a. Salz. Ladwigsb,) 9 7 2 13 
Kur- u. Neumärk. 4 % bz. Lu 35 
2 (Pommersche. 4 1901, @ Aagd.-Halbarst. .|25 1 4 ne 
@\posensche......4 |891 ba db.-Leipzig. il. — ff 1 B 
2 / Preussische. . 4 0% G ainz-Ludwigabl ? — 14 11224 ba, u. 5 
g ein. 1 0 Mecklenburger .| 3 s 2 ia an 
ö )Wostph.u.Rhein. 4 9 ½ 6 
a/8äsbsi | 2 82 Nelnse- Brieger. 4% 5 4 B. 
a[Bäshsische ..... 4 [ bz. 5 4 
(Schlesische 4 ai d edrschl.Märk, ‚| 4 bx. 
> ed I ber, iedrsckl. Zegb. le | 3% A 2 
Louiad'or 110%, ba. —— 18% ba. Nordb.Fr.- Wilh.: 34% — 14 fs, 8b. 
telikr 9. 8 G. Polu.Bkn, — -- — [Oberschlas. 4. 01 1 4 An 
(o B. 0 
Ausländische Fonds. o C. l u 176% dz. 0. 
Oesterr. Metalliquesſs 44 bı m. G. Oer. Fr, St-B|5 , 5 lebe. 
de at-. (sth de. 44 cd 2. f 1 „ Toekahärer. 
dito Lot.-A. v. 50% 63 53. u. B. peln-Tarnow.] 314 5 ba. 
dito dite 64) — 13144 br u. 0 einische..... a 1 bz. u. 
— 1 
dite enb.-L— x x — 
It>l, neue Spree. Anl. C3 7% ba Itargard- Posen.] 3½ > n 2% 6. 
Rass. Engl. Anl. 1862/8 88 ½% ba. e * 8 34 bs 
dito Holl. Anl. 18646 7% B arschau- n 62½ ba 
ang I 
0) r. . . 
ET Bank- und Industrie-Paplare. 
end a: armer. . f 
on. . 080) — 2 8. > 
Amerikan. 8t.-Anl....6 175% bs. — 7 = r 
Risenbahn-Prioritäta-Astien. |Danziger Bank..| 21 95 4 


Berz. Märkische 44% 96% B 
dito 1.148 


ai * 
"re Hannoversche B. 4 
Pr aaa 414 964, br. amb. Nordd, B 4 1120 
dito ıLls 10 B. Vereins-B 4 
dito 4 s4, G. — — R. Fu ch n 
dite d uxemburgar 
dito 985 1 26 = Magdoburger B.] 5% | di, 4 
dito 483%, iz Posener Hank, ? 6 
alto via 62% k. uad. Bank.-A. 1 % 101% 
Oon.-Odorb. G) 18? a: häringer Bank| 4 4 4 
94 4 u. En... % = —— (Weimar „ 7 f je 
. Ladwigsb...... x — 
Niederschl. Marx. en 1 hr 8 Hand.-Ges.] 8 8 4 
dite coenv. 4 89% os. Coburg Credb.A.| 8 5 
2 ıu.4 8 ©. Darmstädter „| 6 4 
to 1 or — — — 
Nasckl. Zwaigb, iX 3% 5 Disc.-Oom,-Anth| 6 | — 4 
erschles. . 4 Senfer Crodb.-A.| — 11 4 
Ao E. 4860 — — lie „ 
dito G. 4 674 be ninger 1 — 4 
Alto mv 4 87, ba 'oldauerLds,-B.] — = 7 
Alte E.. 76½ 6. esterr.Crodb.A.|5 | — 
8 die Nn b „ba. schl. Bank-Vor. I (% 11% 4 
est.-Frans . 0004 a |287 * 
Oost. 204. ft * 3 1215 br. err. — 1 8 
Rhein v. St. gar.. —— lebr.v.Eisenbät. 8%, 8% 8 
Rhein-Naho-B, gar. 484% B. | 
Wechsel- Course. 
Amsterdam 950 FI. 10 T. 144 b || Augsburg 100 l. 2 M. 
dito dito 2 M. 142% bu. Leipzig 106 Thlr. 0 T. 
Hamburg 300 Mk.. 6 T. 16 bs. alto dito 2 M. 
dito dito 2 M. 181% be. Frankfurt a. M. 100 Fl. JA M. 
London I Lat... 5 M. 8, 21 % bz. Petersburg 100 8.-R,. 3 W 
Paris 300 Fres 2 0.60%, ba dito to 3 M. 
Wien 180 FTI... 8 1.78% ba. Warschau 96 fl.-R. 4 T. 
ite 2 M. TX ba. Bremen 100 Thlr. Goldls T 
Berlin, 6. Dezbr. Roggen loco 80—8gpfd. 56 7 — 7 Thlr. ab 


Bahn bez. — Rüb öl loco 12% Thlr. bez. — Spiritus loco obne 

16 Thlr. be mit Faß 15% Thlr. Fa Dez. und Dez.⸗Jan. 15K. 
Thlr. bez., r. „und Gld., an.⸗ ebr. 151 —7 Thlr. bez. und Gld., * 
Thlr. Br., April⸗Mai 16 — . Thlr. bez., Mat⸗Juni 16 — 7 Thlr. bez. 


Breslau, 7. Dezember. Wind: ‚Weit. Wetter: veränderlich. Ther⸗ 
momet 1 Früh 8 Grad Wärme. Bei ruhigem Geſchäftsverkehr haben ſich die 
een ee ae 70 515 ſaleſicher weißer 85-54 S6 

izen billiger erlaſſen, pr. h eſiſcher r. 
gelber 82—90 Fr feinſte Sorte 2—3 Sgr. über Notiz bez. — Rog gen (mad 
preifbaltend, pr. 84 Pfd. 65—67 Sgr., feinſte Sorten vereinzelt Sgr. 

zahlt, — Gerſte flau, pr. 74 Pfd. weiße 57—59 Sgr., gelbe 49—54 Sgr., 
feinſte Sorten über Notiz bezahlt. — Hafer behauptet, pe. 50 Pfd. 31— 
34 Sgr., feinſte Sorten über Notiz bezahlt. — Erbſen mehr angeboten. — 
Wicken gefragt. — Oelſaaten ruhig. — Lupinen ohne Sage, — 
Schleſiſche Bohnen gefragter. — Schlaglein ſchwach beachtet. — Raps⸗ 
kuchen begehrt, 51—53 Sgr. pr. Ctr. 

8 Dr, Stein, 


Verantwortlicher Redacteur N 
Drud ben Graß, Barth und Comp. CI. Friedrich) in Breslau. :. 
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